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„Einwanderung ist Völkermord, denn dann gibt es ein Mischvolk, dann sind
wir Deutsche weg.” -Maximilian Krah, AfD (August 2023)

„Deutschland  kann  nicht  noch  mehr  Flüchtlinge  aufnehmen.  Wir  haben
genug  antisemitische  junge  Männer  im  Land.“  –  Friedrich  Merz,  CDU
(Oktober 2023)

„Wir müssen die Wirklichkeit annehmen und die konkreten Probleme lösen –
auch, wenn es bedeutet, moralisch schwierige Entscheidungen zu treffen.“ –
Robert Habeck, Grüne (September 2023 zu den Asylverschärfungen)

„Ein Land, wo man nicht Anspruch auf Leistungen hat, ist natürlich auch kein
Zielland  für  Migration,  weil  dann  geht  man  da  nicht  hin.“  –  Sahra
Wagenknecht, ehemals Linke (November 2023)

„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben.“  –  Bundeskanzler  Olaf
Scholz (Oktober 2023)

Wenn es um Rassismus und vor allem das Thema Asyl geht, hat sich in den
letzten  Jahren  der  Ton  dramatisch  gewandelt.  Wo  vor  einigen  Jahren
wenigstens der Anschein von Menschenrechten, Solidarität und Mitgefühl
angesichts so unglaublichen Leids, wie an den europäischen Außengrenzen,
gewahrt  wurde,  ist  das  nun  einer  zunehmend  offen  rassistischen  und
nationalistischen Argumentation gewichen. Und das betrifft letztendlich auch
nicht nur die politisch Herrschenden, sondern der Rechtsruck fegt durch die
ganze Gesellschaft. Persönliche Angriffe, Isolation, Hass und Hetze gehören
mittlerweile  wieder  mehr  zum  Alltag  und  der  Aufschrei  dagegen
verstummt   zusehends.

Wie konnte es so weit kommen? Wie kann es sein, dass Statements, die vor
einigen Jahren nur von der extremen Rechten zu erwarten war, jetzt zum
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Alltäglichen im  Establishment gehören? Und wie können wir uns dagegen
auflehnen  und  das  Recht  auf  Migration  und  die  Rechte  rassistisch
Unterdrückter  verteidigen?

Druck von rechts
Begeben wir uns erstmal auf die Suche nach den Ursachen. Klar ist erstmal:
Dieses Phänomen beschränkt sich nicht auf Deutschland. Für große Teile der
Welt gilt,dass rechtspopulistische Bewegungen und Parteien eine bedeutende
Rolle spielen. Durch eine gezielte Rhetorik, die zum einen die Angst, zum
anderen aber auch die nationalistischen und andere Reaktionäre Tendenzen
innerhalb der Bevölkerung anspricht,  haben sie ihre Ideen immer weiter
politisch  normalisiert,  während  sie  auch  selbst  zunehmend  nach  rechts
rücken. Dabei werden u.a. Bilder gezeichnet vom Widerspruch zwischen den
„guten, arbeitsamen Deutschen“ und den „bösen, kriminellen Ausländern“.
Diese  Ängste  und  Vorurteile  werden  direkt  mit  politischen  Forderungen
gekoppelt,  die  auf  Abschottung  und  Abschiebung  abzielen.  Sie  nutzen
Strategien  wie  das  Heraufbeschwören  von  vermeint l ichen
Sicherheitsbedenken in der Bevölkerung dazu, Unterstützung für restriktive
Maßnahmen gegenüber Migrant:innen zu gewinnen. Dabei versuchen sie, die
realen  Sorgen  und  Notlagen  der  unteren  Schichten  anzusprechen,  aber
wegzulenken vom eigentlichen Verursacher: Das kapitalistische System und
seine herrschende Klasse. Stattdessen fahrfen sie eine Sündenbockrhetorik ,
in welcher sie Migrant:innen oder Asylsuchende als Hauptverursacher:Innen
für soziale oder wirtschaftliche Probleme darstellen.

Druck von außen
Wirtschaftliche  Unsicherheit  und  damit  verbundene  Ängste  vor
Arbeitsplatzverlust,  sozialem  Abstieg  oder  einem  Rückgang  der
Lebensqualität  stellen  dementsprechend  die  Grundlage  für  diese
rechtspopulistische Mobilisierung dar. Wir befinden uns in Zeiten heftiger
wirtschaftlicher Krisen und Inflation und dadurch suchen Menschen immer
verzweifelter  nach  Antworten  für  ihre  Probleme.  Der  wirtschaftliche
Niedergang  verschärft  die  Konkurrenz  um  Arbeitsplätze  oder  knappe



Ressourcen und da eine linke Perspektive fehlt, die den Klassenkampf als
Perspektive  gegen  diese  realen  Probleme  geben  könnte,  gewinnen  die
Rechten  an  Boden,  indem  sie  den  Schwachen  versprechen,  die  noch
Schwächeren  weiter  runterzudrücken.

Aber das ist nur die eine Seite. Die herrschende Klasse selbst ist auch dem
verschärften Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkt ausgesetzt. Die Häufung
von Kriegen und der Zusammenbruch der internationalen Beziehungen ist
das deutlichste Zeichen dafür. Aber das befeuert auch den Rassismus: Zum
einen  muss  der  Frust  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse  aufgrund  der
heftigen sozialen Angriffe irgendwohin umgeleitet werden, am liebsten auf
einen Sündenbock. Dass hier die Rechtspopulist:innen ganze Arbeit geleistet
haben, das in reaktionäre Bahnen zu lenken, wird nun von den  anderen
bürgerlichen Parteien dankend angenommen. Schließlich hat die AfD schon
rassistische Hetze normalisiert und wenn man nur nicht ganz so plump ist,
kann  man  sich  in  den  jetzigen  Zeiten  fast  noch  als  Menschenfreund:in
verkaufen,  wenn  man  mehr  Abschiebungen  ohne  direkte  Beleidigungen
fordert. Vor der eigenen Basis verkaufen dann CDU, SPD und Grüne diese
Politik damit, dass man ja den Rechten nicht das Feld überlassen darf und
deren politischen Punkte aufnimmt, um ihre Wähler:innen zurückzuholen.
Die  ganzen  letzten  Jahre  haben  aber  ein  ums  andere  Mal  gezeigt:  Die
Menschen lassen sich nicht  für  Dumm verkaufen und wählen dann „das
Original“,  das  durch  die  anderen  bürgerlichen  Parteien  nun  endgültig
politisch  normalisiert  wurde.  Und  selbst  wenn  nicht,  ist  das  natürlich
abzulehnen, denn die rechte Politik ist das Problem und nicht in erster Linie
das Label, was darauf steht.

Zum anderen ist durch die wirtschaftlichen und politischen Krisen die Zahl
der Flüchtenden international  massiv angestiegen und damit ein wirklich
gutes Zusammenleben möglich ist, muss ein Staat diese supporten, was im
Zweifelsfall  natürlich  Geld  kostet.  Da  die  Kohle  aber  aktuell  für  die
Aufrüstung, Steuererleichterungen für die Reichsten oder Bankenrettungen
landet,  will  man hier  keinen weiteren „Kostenpunkt“  hinzufügen und im
Zweifel stirbt zuerst die Menschlichkeit.



Unsoziale Medien
In den letzten Jahren haben Medien, sowohl traditionelle als auch soziale, die
öffentliche Meinung und das Sagbare immer weiter nach rechts verschoben.
Sensationsorientierte, eindimensionale und polarisierende Berichterstattung
und  eine  Darstellung,  die  Vorurteile  gegenüber  Migrant:innen  scheinbar
bestätigt, verkaufen sich nun mal am besten. Wirklich kritischer oder gar
staatskritischer Journalismus hat es hingegen schwer. Zeitgleich wird die
Taktrate  erhöht,  denn  die  sozialen  Medien  geben  durch  die  schnelle
Verbreitung die Form von „Nachrichten“ vor. Die Viralität von bestimmten
Nachrichten oder Meinungen lassen eine wirkliche Überprüfung nicht mehr
wirklich zu, selbst von den eigentlich so respektierten großen Zeitungen. Da
rechte  Standpunkte  höchst  ideologisch  sind  und  sich  zumeist  über
Verzerrungen  legitimieren,  profitieren  sie  davon.

Hierbei  gehen  viele  davon  aus,  dass  die  großen  Zeitungen  einfach  nur
sachlichen Journalismus betreiben und soziale Plattformen neutrale Räume
sind. Das ist aber mitnichten so, denn letztendlich stehen sie immer unter der
Kontrolle und der Ideologie der herrschenden Klasse. Inwiefern das nach
rechts führt, zeigen 2 Extrembeispiele: Zum einen wäre die Bildzeitung, die
auflagenstärkste Zeitung in  Deutschland,  die  seit  Jahrzehnten mehr oder
weniger  die  Standpunkte  der  AfD  vertritt  und  ihr  die  politischen  Bälle
zuspielt. Zum anderen ist seit der kürzlichen Übernahme Twitters durch Elon
Musk die Plattform deutlich rechter geworden und gibt diesen Akteur:innen
praktisch freie  Bahn.  Man kann also den ideologischen Rechtsruck nicht
ohne den Einfluss der Medien verstehen!

Politische Folgen
Da wir jetzt die Ursachen gesehen haben, sollten wir uns fragen, was die
politischen  Auswirkungen  des  verschärften  Rechtsrucks  sind.  Denn  der
massive  rechte  Einfluss  schlägt  sich  direkt  auf  die  Gesetzgebung  und
politischen Entscheidungen nieder.

Da wäre  zunächst  die  Asylrechtsverschärfung:  Durch die  Anpassung von
Gesetzen  und  Richtlinien  an  eine  ablehnende  Haltung  gegenüber



Migrant:innen und Asylsuchenden wurde in den letzten Jahren der Zugang zu
Schutz und Unterstützung für Menschen in Not eingeschränkt. Die neuesten
Angriffe  auf  das  Asylrecht  bestehen  aus  Asylverfahren  in  Drittstaaten
außerhalb  Europas  (Drittstaatenregelung),  Migrationsabkommen  mit
anderen  Ländern  und  Grenzverfahren,  die  massive  Grenzkontrollen
beinhalten.  Menschen  sollen  möglichst  noch  an  den  Außengrenzen  ins
Heimatland zurückgeschickt werden. Identitäten von Asylsuchenden sollen
schon  an  der  EU-Außengrenze  festgestellt  werden  und  in  der  Zeit  der
Überprüfung sollen betroffene in Lagern an den Grenzen ausharren.  Die
bisher nach 18 Monaten gezahlten Analogleistungen in Höhe der regulären
Sozialhilfe  werden  nun  erst  nach  36  Monaten  gezahlt  und  die
Bargeldleistungen durch Bezahlkarten ersetzt.  Diese sollen die Menschen
daran hindern, Geld an ihre Familien in der Heimat zu schicken und den
angeblichen  Anreiz  der  Flucht  nach  Deutschland  mindern.  Die
menschenverachtende Krisenverordnung der Länder droht ein Standard zu
werden.

Aber  auch  nicht  nur  hier,  sondern  auch  die  Rhetorik  gegenüber  der
palästinensischen Befreiungsbewegung hat sich verschärft und damit auch
die offene Kriminalisierung: Verbote von Demos, Symbolen, Organisationen
und Sprüchen, dazu Hausdurchsuchungen, Abschiebungen und bei erlaubten
Demos viele Festnahmen und enge Überwachung. Das wurde legitimiert von
rassistischer Hetze vom „importierten Antisemitismus“, der mittlerweile von
CDU bis Grüne propagiert wird und letztendlich einer AfD-Linie entspringt:
Solidarität mit Israel heißt Hass und Ausgrenzung von Muslim:innen.

Wie können wir dagegen vorgehen?
Trotz  des  massiven  Rechtsrucks,  den  wir  aktuell  erleben,  gibt  es  die
Möglichkeit hin zu einer solidarischen Gesellschaft. Wir müssen hierzu eine
antirassistische und klassenbewusste Bewegung aufbauen, die den Rechten
in Form antifaschistischer Mobilisierungen die Stirn bietet und sie angreift,
zugleich aber auch eine Lösung für die Sorgen, Nöte und Krisen hat, indem
sie  Chancengleichheit  erkämpft,  wie  eine  gerechte  Verteilung  von
Ressourcen und den Zugang zu Bildung und Gesundheitsversorgung für alle.



Das bedeutet, dass wir den Klassenkampf wieder aufleben lassen und dabei
ein besonderes Augenmerk darauflegen müssen, dass hierbei  die Kämpfe
gemeinsam  gekämpft  werden.  Gerade  der  gemeinsame  Erfolg  über  die
ethnischen Grenzen hinweg kann all  die  Hetze  und Spaltung tatsächlich
beginnen einzureißen. Wir müssen hierfür die Gewerkschaften unter Druck
setzen,  dass  sie  Geflüchtete  und  besonders  migrantische  Sektoren
organisieren  und  die  Kämpfe  zusammenführen.  Hierbei  kann  auch
Aufklärung eine Rolle spielen, um Vorurteile und Stereotype abzubauen und
ein besseres Verständnis für die Realität von Migration und Asyl zu fördern.
Die Förderung eines kritischen Denkens in der Öffentlichkeit,  unterstützt
durch  unabhängige  Medien,  ist  unabdingbar,  um  die  Verzerrung  von
Migrationsdiskursen zu verringern. Und letztendlich müssen wir auch den
Blick  heben  und  eine  internationale,  antiimperialistische  und
antikapitalistische  Bewegung  aufbauen,  die  dazu  in  der  Lage  ist,  die
eigentlichen Fluchtursachen wie Umweltzerstörung, Krieg und Ausbeutung
effektiv zu bekämpfen.


